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Verstärkte Bestrebungen für 
demokratische Entwicklung
Demonstration in Vientiane

N
ach Angaben der in Thailand 

erscheinenden englischspra

chigen Tageszeitung The Na

tion und aus diplomatischen Kreisen in 

Laos sind am 26. Oktober 1999 über 

100 Demonstranten, unter ihnen auch 

offizielle Regierungsvertreter, in Vienti

ane festgenommen worden. Eine ge

plante Demonstration, der ein offener 

Brief an die laotische Regierung vor
anging, wurde offensichtlich kurz vor 

Beginn durch offizielle laotische Sicher

heitskräfte vereitelt. Roonmee Wansa- 

mee, Sprecher des laotischen Außen

ministeriums, äußerte auf entspre

chende Anfragen, daß die Meldungen 
»unwahr« sind und »nichts derartiges 

vorgefallen« sei.

Zu den Vorfällen, die von offi

zieller Regierungsseite nicht bestätigt 

wurden, Stellung zu nehmen ist äu

ßerst schwierig, zählt Laos doch nach 

wie vor zu den politisch abgeschottet- 

sten Gesellschaften in Südostasien 

und das trotz aller wirtschaftlichen — 

und vom Westen in höchsten Tönen 
gepriesenen — Öffnungspolitik. In 

dem offenen Brief an die laotische 

Regierung forderten die Demonstran

ten, hauptsächlich Schüler, Studenten 

und Lehrkräfte der Universität Dong 

Dok und des Vientianer Gymnasiums, 

unter anderem die Respektierung der 

Menschenrechte, die Freilassung poli

tischer Gefangener, ein Mehrparteien

system und Neuwahlen der National

versammlung.

Unter den Demonstranten soll 

sich laut informierten Quellen in Laos 

auch ein leitender Regierungsbeamter, 

der Bürgermeister des Regierungs

bezirkes Sikhotobong von Vientiane,

Die Verfasserin ist Laoistin und Polito

login und promoviert zur Zeit an der 

FU-Berlin zum Thema »Der Einfluß des 

Buddhismus auf die Entwicklung der 

laotischen Gesellschaft nach 1975«.

befunden haben. Der Wortführer der 

geplanten Aktionen und Proteste, 

Thongpaseuth Keuakoun, wurde kurz 

vor Beginn der Demonstration zu

sammen mit fünf anderen Studenten 

vor dem Präsidentenpalast in Vientiane 

festgenommen. Am darauffolgenden 

Tag wurden, Meldungen der Zeitung 

The Nation zufolge, 15 bis 25 weitere 

Personen in Haft genommen. Die An

zahl der Festgenommenen im Zu

sammenhang mit den Protesten soll 

sich inzwischen auf 100 Personen er
höht haben.

Demonstrationen werden 
nicht geduldet

Das Recht auf freie Mei
nungsäußerung und Demonstrations
freiheit ist nach wie vor stark einge

schränkt. Die letzten bekannt gewor

denen öffentlichen Proteste gegen die

von Sabine Miehlau

politischen Verhältnisse fanden 1990 

statt, als drei ehemalige Regierungs

beamte in einem Brief friedliche politi

sche und wirtschaftliche Veränderun

gen forderten, (siehe südofitasien 99/1 - 

2, S. 16) Zu Beginn ihrer Inhaftierung in 

der laotischen Hauptstadt Vientiane 

hielt man sie eine Zeitlang in dunklen 

Einzelzellen fest und verlegte sie spä

ter in das Straflager Nummer Sieben in 

der nördlichen Provinz Houa Phan, wo 

sie extrem schlechten Haftbedingun

gen ausgesetzt waren, die einer grau

samen, unmenschlichen und erniedri

genden Behandlung entsprachen. 

Amnesty International äußert nunmehr 

Bedenken um den Verbleib der Ende 

Oktober verhafteten Demonstranten, 

vor allem, weil die Verhaftungen sei

tens der laotischen Regierung nicht 

bestätigt werden. Es handelt sich hier 

um gewaltlose Demonstranten, Miß

handlungen in der Haft werden be

fürchtet.

Nach Bekanntwerden der Ver

haftungen in Laos hat die in Deutsch

land ansässige Laotische Demokrati

sche Bewegung zu einer Demonstrati

on vor der laotischen Botschaft am 13. 

November 1999 in Bonn aufgerufen, 

der zahlreiche in Deutschland lebende 

Landsleute folgten. Nach Informatio

nen der Laotisch Demokratischen Be

wegung wurden die Demonstranten 

von dem Gelände der laotischen Bot

schaft aus fotografiert. Die Demon

stration, die ordnungsgemäß ange

meldet und von den Bonner Behörden 

offiziell genehmigt wurde, sollte nach 

Wünschen des laotischen Botschaf

ters durch deutsche Sicherheitskräfte 

aufgelöst werden.

Quellen:

amnesty international; The Nation, 27.10.1999

südocfacien 4-/99


